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Wie wir im Rahmen der Mitgliederverwaltung mit deinen Daten umgehen, erfährst du unter
https://rote-hilfe.de/images/pdf/Art13-mitglied.pdf

 Ich erkläre meinen Beitritt zur Roten Hilfe e.V.
 außerdem bin ich an aktiver Mitarbeit interessiert.
 Ich zahle per Dauerauftrag auf das Konto der Roten Hilfe e.V. mit dem Betreff Mitgliedsbeitrag

oder
 Der Bundesvorstand der Roten Hilfe e.V. wird, jederzeit widerruflich, ermächtigt, die Bei-

tragszahlungen für das (Neu-)Mitglied von dem nebenstehend angegebenen Konto mittels 
Lastschrift einzuziehen. Zugleich wird das genannte Kreditinstitut angewiesen, die von der Ro-
ten Hilfe e.V. auf das Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. Innerhalb von 8 Wochen, be-
ginnend ab dem Belastungsdatum, kann die*der Kontoinhaber*in die Erstattung des belasteten 
Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit dem angegebenen Kreditinstitut vereinbarten Be-
dingungen. Eventuell verursachte Rücklastgebühren (Rückbuchungen z. B. bei ungedecktem 
Konto) gehen zu Lasten der/des Kontoinhaber*in und können ebenfalls von dem genannten 
Konto abgebucht werden.

Ich zahle einen Mindestbeitrag von  jährlich 90,– € | anderer Betrag 

 halbjährlich 45,– € | anderer Betrag 

 vierteljährlich 22,50 € | anderer Betrag 

 monatlich 7,50 € | anderer Betrag
Ich zahle einen Solibeitrag von  jährlich 120,– €  monatlich 10,– €
Der Normalbeitrag beträgt 7,50 € / Monat, der ermäßigte Mindestbeitrag (für Schüler*innen, 
Er werbslose usw.) 5,– €

 Ich bin schon Mitglied und ändere meinen Beitrag auf
 Ich bin schon Mitglied und ändere meine Adresse, Kontakt- oder Kontodaten wie unten

Beitrittserklärung H Rote Hilfe e.V.

Vorname und Name Mitglied/Neumitglied

Straße und Hausnummer

PLZ, Wohnort

Telefonnummer

e-mail (wird ausschließlich vereinsintern verwendet)

Name und Ort des Kreditinstituts BIC

IBAN

Datum und Unterschrift Mitglied/Neumitglied

Rote Hilfe e.V., Bundesvorstand, Postfach 3255, 37022 Göttingen
Gläubiger-Identifikationsnummer: DE49ZZZ00000318799
Mandatsreferenznummer: Wird separat mitgeteilt V.
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Rote Hilfe e.V.

Tipps der Roten Hilfe e.V. 
zum Umgang mit 
Strafbefehlen

Strafbefehl?

Was ist die Rote Hilfe e.V.? 
„Die Rote Hilfe e. V. ist eine parteiunabhängige, strö-
mungsübergreifende linke Schutz- und Solidaritätsor-
ganisation. Die Rote Hilfe unterstützt nach ihren Mög-
lichkeiten die Solidarität für alle, unabhängig von Par-
teizugehörigkeit und Weltanschauung, die in der BRD 
auf Grund ihrer politischen Betätigung verfolgt werden. 
Politische Betätigung in diesem Sinne ist z. B. das 
Eintreten für die Ziele der Arbeiter*innenbewegung, 
die Internationale Solidarität, der antifaschistische, 
antisexistische, antirassistische, demokratische oder 
gewerkschaftliche Kampf sowie der Kampf gegen Anti-
semitismus, Militarismus und Krieg. Unsere Unterstüt-
zung gilt denjenigen, die deswegen ihren Arbeitsplatz 
verlieren, Berufsverbote erhalten, vor Gericht gestellt 
oder zu Geld- und Gefängnisstrafen verurteilt werden 
oder sonstige Nachteile erleiden. Darüber hinaus gilt 
die Solidarität der Roten Hilfe den von der Reaktion 
Verfolgten in allen Ländern der Erde.“ 

(§2 der Satzung der Roten Hilfe)

Im Herbst 2019 sind bundesweit über 11.000 Men-
schen in der Roten Hilfe organisiert und die aktive 
Arbeit wird ca. 50 Orts- und Regionalgruppen getra-
gen. Damit ist die Rote Hilfe innerhalb der letzten 
Jahre zu einer der mitgliederstärksten Organisationen 
der Linken geworden. Die Mitglieder der Roten Hilfe 
kommen aus den unterschiedlichsten Teilbereichen 
der Linken in der BRD, z. B.:
H aus der kommunistischen, sozialistischen, anar-

chistischen Bewegung
H aus der Friedensbewegung und dem anti mili ta-

risti schen Spektrum
H aus der Anti-Atom- und Anti-Castor-Bewegung
H aus internationalistischen und antiimperialisti-

schen Zusammenhängen
H aus der Ökologie- und Umweltbewegung
H aus Rechtshilfegruppen sowie Bürger*innen- und 

Menschenrechtskreisen
H aus der antifaschistischen Bewegung
H aus der feministischen Bewegung und aus 

LGBTQ*-Zusammenhängen
H aus antirassistischen Zusammenhängen und der 

Flüchtlingsbewegung
H aus den Gewerkschaften
H aus Arbeits- und weiteren vielfältigen sozialen 

Kämpfen.

Es ist der Roten Hilfe somit gelungen, dem strömungs-
übergreifenden Charakter der Organisation gerecht zu 
werden und zu beweisen, dass auf einer solchen Basis 
gemeinsam politisch agiert werden kann. R
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Wie verhalte ich mich, wenn ich einen 
Strafbefehl bekommen habe?

Normalerweise folgt nach der von euch hoffentlich 
nicht wahrgenommenen polizeilichen Vorladung zur 
Vernehmung als Beschuldigte*r und der Anklageerhe-
bung durch die Staatsanwaltschaft eine Hauptverhand-
lung vor dem zuständigen Gericht.

Es gibt aber auch die Möglichkeit für Gericht und 
Staatsanwaltschaft einen Prozess zu vermeiden und 
der*dem Beschuldigten einen Strafbefehl zuzustellen. 
Das ist praktisch ein Urteil ohne eine vorhergehende 
Verhandlung. Der Strafbefehl legt die Rechtsfolgen der 
euch vorgeworfenen Tat fest, also beispielsweise, dass 
ihr 30 Tagessätze à zehn Euro zahlen sollt. Eure Schuld 
muss hierbei nicht bewiesen sein, es reicht für die Aus-
stellung des Strafbefehls ein sogenannter hinreichen-
der Tatverdacht.

Dies wird häufig praktiziert, da die Staatsanwalt-
schaft und Gerichte darauf spekulieren, dadurch den 
Aufwand zu minimieren und, dass sich aus Unwissen-
heit oder Versäumnis der Frist nicht dagegen gewehrt 
wird. Ein Strafbefehl ist eigentlich nur für Fälle ge-
dacht, in denen die Sach- und Rechtslage sehr einfach 
und überschaubar sind. Die Staatsanwaltschaften be-
antragen aber oft auch bei Beldeidigungen, Verstößen 
gegen das Versammlungsgesetz oder Vermummungs-
verstößen Strafbefehle, obwohl gerade in solchen Situ-
ationen die Beweislage erfahrungsgemäß schwierig ist.

Auf diesem Wege wird euch faktisch die Möglich-
keit der Verteidigung gegen den Tatvorwurf genommen, 
ihr könnt nicht mit einer*m Anwält*in eurer Wahl eine 
Prozessstrategie zu besprechen, keine Beweisanträ-
ge stellen. In einer ordnungsgemäß durchgeführten 
Hauptverhandlung entsteht oftmals Raum für eine Ein-
stellung, Milderungsgründe, die zu einer niedrigeren 
Strafe führen, oder einem Freispruch – diese Möglich-
keiten bestehen bei einem Strafbefehl nicht.

Wichtig: Ein Strafbefehl entspricht einem Urteil, eine 
Bestrafung in einem Strafbefehlsverfahren kann also 
zu einem Eintrag im Führungszeugnis führen.
Aus diesem Grund solltet Ihr im Zweifel immer (erst 
einmal) gegen einen Strafbefehl Einspruch einlegen!

In jedem Fall solltet ihr schnellstmöglich nach Zugang des 
Strafbefehls eine*n Strafverteidiger*in zu Rate ziehen oder zumin-
dest die Sache mit der örtlichen Roten Hilfe-Gruppe besprechen. 
Die Zeit drängt: Es bleiben nur 14 Tage (nach Zugang des Straf-
befehls) um gegen diesen Einspruch zu erheben (Eingang beim 
Gericht). Wird nicht fristgemäß Einspruch eingelegt, wird der 
Strafbefehl rechtskräftig und wirkt wie ein Urteil. Eine Wiederein-
setzung ist meist praktisch unmöglich. Wenn ihr es nicht schafft, 
schnell genug ausreichende Beratung einzuholen, reicht es, zu-
nächst einen formlosen Einspruch gegen den Strafbefehl bei dem 
dort bezeichneten Amtsgericht unter Nennung des Aktenzeichens 
einzulegen (Das steht auch alles in der Belehrung, die ihr mit ei-
nem Strafbefehl, quasi als Beipackzettel erhaltet). Dabei müsst 
und solltet ihr auch nicht begründen, warum ihr Einspruch einlegt. 
Mit dem Eingang des Einspruchs beim zuständigen Gericht ist der 
Zeitdruck weg, es muss eine Hauptverhandlung durchgeführt wer-
den. Ladungsfristen etc. laufen dann so ab, wie bei jedem norma-
len Gerichtsverfahren.

In wirklich eindeutigen und klaren Fällen kann es aber auch 
Sinn machen, einen Strafbefehl anzunehmen, weil das Verfahren 
deutlich billiger ist, und weil dann keine öffentliche Gerichtsver-
handlung durchgeführt wird, was manchmal ja auch erwünscht ist. 

Der Einspruch kann auch nur auf den Strafausspruch, also die 
Höhe der Strafe beschränkt werden. Das nennt sich beschränk-
ter Einspruch. Eine solche Beschränkung des Einspruchs, in der 
Regel auf die Höhe des Strafmaßes (= der Höhe der einzelnen Ta-
gessätze), solltet ihr aber bestenfalls wirklich erst nach Absprache 
mit eurem Rechtsbeistand oder der Roten Hilfe vornehmen. Ein 
so beschränkter Einspruch wird auch nur schriftlich vom Gericht 
entschieden.

Da ihr bis zum Beginn der Hauptverhandlung hinein die Mög-
lichkeit habt, den Einspruch zu beschränken, solltet ihr also 
grundsätzlich erst einmal immer einen vollumfänglichen Ein-
spruch einlegen. Nach Rücksprache mit einer*m Anwält*in, einer 
Rechtshilfe organisation etc. könnt ihr diesen immer noch in einen 
beschränkten umwandeln.

Wie legt ihr Einspruch gegen einen Strafbefehl ein?

Ihr könnt beispielsweise schreiben:
„Hiermit lege ich Einspruch gegen den Strafbefehl des Amts-

gerichts ... mit dem Aktenzeichen ... ein.“
Wichtig ist aber wirklich, dass dies innerhalb der zwei Wochen 

passiert, ansonsten könnt ihr nicht mehr gegen den Inhalt des 

Strafbefehls vorgehen, da dieser dann rechtskräftig wird! 
Entscheidend ist der Posteingang bei Gericht!

Also: Wenn ihr einen Strafbefehl am Mittwoch be-
kommt (entscheidend ist das Zustellungsdatum auf dem 
Umschlag!), dann endet die Frist zwei Wochen später am 
Mittwoch um 24.00 Uhr. Dabei sind die Postlaufzeiten von 
bis zu drei Tagen unbedingt zu beachten. Am sichersten 
ist, den Einspruch in den (Nacht-) Briefkasten des jewei-
ligen Amtsgerichts einzuwerfen oder das ganze gegen 
Empfangsbekenntnis bei der*dem Pförtner*in oder in der 
Poststelle des Gerichts abzugeben.

Nachdem also ein Einspruch eingelegt ist, habt ihr erst 
einmal Zeit gewonnen, die ihr nun nutzen solltet, euch im 
Hinblick auf die weitere Vorgehensweise zu beraten und zu 
informieren. Ihr könnt dies bei eurer örtlichen Ortsgruppe 
der Roten Hilfe e.V. oder eurem Ermittlungsausschuss tun.

Für Fragen könnt ihr euch auch an unsere Geschäfts-
stelle unter info@rote-hilfe.de wenden. Gemeinsam könnt 
ihr dann überlegen, ob in eurem Fall ein*e Anwält*in zu 
Rate gezogen werden sollte oder ob dies nicht nötig ist.

Was ihr noch wissen solltet:

Ein Einspruch kann jederzeit, das heißt auch noch wäh-
rend der Verhandlung bis zur Urteilsverkündung, zurück-
genommen werden. Dann entstehen auch keine weiteren 
Kosten. Wenn der Einspruch nicht zurückgenommen wird, 
kommt es zu einem ganz normalen Prozess, bei welchem 
der Strafbefehl die Anklageschrift ersetzen wird. Solltet ihr 
verurteilt werden, müsst ihr dann auch die Gerichtskosten 
tragen.

Repression abwehren!

Solidarität organisieren


